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Ein Sach verständiger kannnach§406Abs. 1 Satz 1 ,§41 Nr. 8ZPO 
abgelehnt werden, wenn er in derselben Sache in einem Verfah­
ren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung, wozu auch ein 
Verfahren vor der Gutachter- und Schlichtungsstelle einer Lan­
desärztekammer zählt, als Sachverständiger mitgewirkt hat... 131

a) Eine teilrcchtsfähige (Außen-)Gesellschaft des bürgerli­
chen Rechts kann sich in entsprechender Anwendung des 
§ 573 Abs. 2 N r. 2 BGB auf den Eigenbedarf eines ihrer Ge­
sellschafter oder dessen Angehörigen berufen.
b) D er wegen Eigenbedarfs kündigende Vermieter hat im 
Rahmen seiner vertraglichen Rücksichtnahmepflicht dem 
M ieter eine andere, ihm während d6r Kündigungsfrist zur 
Verfügung stehende vergleichbare W ohnung zu r Anmietung 
anzubieten, sofern sich diese im selben H aus oder in derselben 
Wohnanlage befindet.
c) Die Verletzung dieser Anbietpflicht hat jedoch nicht zur
Folge, dass die berechtigt ausgesprochene Eigenbedarfskün­
digung nachträglich rechtsmissbräuchlich und damit unwirk­
sam wird. Sic zieht lediglich einen Anspruch auf Schadenser­
satz in Geld nach sich.................................... ..................................  136

a) D er Auskunftsanspruch nach § 1686 BGB setzt nicht 
voraus, dass der Auskunftsverpflichtete die O bhu t über das 
Kind ausübt. G rundsätzlich kom m t daher auch ein auf U m ­
gangskontakte beschränkter Elternteil als Anspruchsgegner in 
Betracht.
b) § 1686 BGB kann in entsprechender Anwendung einem 
Elterntcil auch einen Auskunftsanspruch gegenüber An- 
spruchsgegnern gewähren, die nicht Elternteil, aber in ihrer 
rechtlichen oder tatsächlichen Stellung einem solchen ver­
gleichbar sind (hier: Jugendamt).
c) Ein berechtigtes Interesse im Sinne des § 1686 BGB besteht 
dann, wenn der Elternteil keine andere zumutbare Möglich­
keit hat, sich über die Entwicklung und die persönlichen Ver­
hältnisse des Kindes zu unterrichten. Eine solche anderweitige 
Möglichkeit kann gegebenenfalls der Umgang mit dem Kind 
darstellen, aber auch in sonstigen Informationsquellen beste­
hen, wenn diese eine ausreichende Kenntnis von den persönli­
chen Verhältnissen des Kindes vermitteln.
d) Zum Umfang der Informationen, die der Auskunftsbe-
rechtigtc nach § 1686 BGB beanspruchen kann...:.................... 168
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a) Vergibt eine gemeinnützige Stiftung des bürgerlichen 
Rechts Stipendien an Studierende, ist ausschlaggebend für 
die Frage, ob die dem Kreis der Destinatäre angehörenden 
Personen einen klagbaren Anspruch auf ein Stipendium ha­
ben, welche Anordnungen der Stifter in der Stiftungsurkunde 
oder der Stiftungssatzung getroffen hat. Die Ausschreibung 
eines Stipendiums kann weder als Preisausschreiben angese­
hen werden noch kommen im Verhältnis des Destinatärs zur 
Stiftung die für vorvertraglichc Schuldverhältnisse geltenden 
Regeln zur Anwendung.
b) Räum t die Stiftungssatzung einem Stiftungsorgan oder ei­
nem Dritten die Befugnis ein, die Stiftungsdestinatäre, die in 
den Genuss des Stiftungsnutzens kommen sollen, aus einem in 
der Satzung näher umschriebenen Kreis von Personen auszu­
wählen, steht den Destinatären kein klagbarer Anspruch auf 
Stiftungsleistungen zu.
c) Dem abgelehnten Bewerber um ein Stipendium steht ge­
gen eine gemeinnützige Stiftung des bürgerlichen Rechts 
ein Anspruch auf neue Entscheidung über seine Bewerbung 
nicht zu, wenn die Stiftung das ausgeschriebene Stipendium 
an einen anderen Bewerber vergeben hat, der Förderzeitraum 
abgelaufen ist und der abgelehnte Bewerber den geförderten 
Studiengang ohne die G ewährung des Stipendiums bereits 
absolviert hat.
d) Für eine Klage, m it der ein Destinatär gegen­
über einer gemeinnützigen Stiftung des bürgerli­
chen Rechts die Feststellung begehrt, seine unterblie­
bene Berücksichtigung bei der Stipendienvergabe sei 
rechtswidrig gewesen, besteht grundsätzlich kein Rechts­
schutzbedürfnis, wenn der Kläger den durch die beanstandete 
Entscheidung entstandenen Schaden in Form des positiven 
oder negativen Interesses ohne weiteres beziffern kann..........  179
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